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mens in „Uckermärkische Dienstleistungs- und Service GmbH“ 

zuständiges Amt:       

Finanzen und Service  -  Mike Förster  Klemens Schmitz 
  Amtsleiter  Dezernent  Landrat 

       
abgestimmt mit: 
Amt  Name   Unterschrift   

J/I Dr. Hilmar Sander 

Beteiligungsverwaltung Hans-Erich Ruff 
  
 
Beratungsergebnis: 

Kreistag/ 
Ausschuss 

Datum Stimmen Stimm- 
enthaltung 

Einstimmig Lt. Beschluss- 
vorschlag 

Abweichender 
Beschluss 

 (s.beiliegendes Formblatt)  
  Ja Nein     

Finanzen und Rech-
nungsprüfung 10.06.2004 

      

Regionalentwicklung 14.06.2004 
      

Kreisausschuss 15.06.2004 
      

Kreistag 23.06.2004 
      

Begründung: 
 



Mit der DS 68/2004 hat der Kreistag am 28.04.2004 einen entsprechenden Grundsatz-
beschluss gefasst, der die Abfallentsorgung im Landkreis Uckermark nach dem 
01.06.2005 gewährleisten soll. Auf der Grundlage dieses Beschlusses wird der Landkreis 
das gesamte Aufgabenspektrum der Abfallentsorgung, vom Einsammeln und Transpor-
tieren bis zur Entsorgung einschließlich der Restabfallbehandlung, in eigener Regie 
durchführen.  
 
Mit der Aufgabendurchführung wird die kreiseigene Uckermärkische Abfallentsorgungs- 
und Verwertungsgesellschaft beauftragt. Der Gesellschaftsvertrag wurde  entsprechend 
überarbeitet. Insbesondere musste der Gegenstand des Unternehmens angepasst wer-
den, so dass die Gesellschaft das gesamte Aufgabenspektrum der Abfallwirtschaft über-
nehmen kann. Der Firmenname wurde in „Uckermärkische Dienstleistungs- und Service 
GmbH“ geändert. Es ist angedacht, dass die Gesellschaft auch andere Dienstleistungen 
für den Landkreis Uckermark erbringt. Der Geschäftsgegenstand muss dann später aber 
entsprechend erweitert werden. 
 
Im Gesellschaftsvertrag wurden einige grundsätzliche Änderungen bei der Aufgabenver-
teilung und Entscheidungszuständigkeiten der Organe vorgenommen. So wird  diese 
Gesellschaft einen Aufsichtsrat und keinen Verwaltungsrat haben.  
 
Der grundsätzliche Aufbau des Gesellschaftsvertrages ist so gestaltet, dass der Gesell-
schafter für Grundsatzentscheidungen und  für alle ihm per Gesetz vorbehaltenen Ent-
scheidungen zuständig ist, der Aufsichtsrat überwacht, steuert und berät die Geschäfts-
führung und die Geschäftsführung entscheidet in eigener Verantwortung für den laufen-
den Geschäftsbetrieb. 
 
Der Aufsichtsrat besteht aus 9 Mitgliedern davon 7 Kreistagsmitgliedern. Die 2 verblei-
benden Aufsichtsratsmandate nehmen der Landrat und ein von ihm Beauftragter war. 
Diese Zusammensetzung  sichert die optimale Steuerung der Gesellschaft im Aufgaben-
bereich des Aufsichtsrates. Der Aufsichtsrat wird wesentlich durch Kreistagsabgeordnete 
dominiert, der Verwaltungsvorstand ist durch den Landrat vertreten und der 9. Sitz wird 
durch den Landrat frei vergeben. Dem Aufsichtsrat kommt erhebliches Gewicht und Ver-
antwortung bei der Steuerung der Gesellschaft zu. Alle nicht zwingend oder zweckmäßi-
gerweise der Gesellschafterversammlung vorbehaltenen Aufgaben entscheidet der Auf-
sichtsrat. 
 
Aufsichtsratsmitglieder haben bei ihrer Tätigkeit die Sorgfalt eines ordentlichen und ge-
wissenhaften Geschäftsmannes anzuwenden. Das heißt Aufsichtsratsmitglieder müssen 
über  entsprechende Sachkunde und genügend Zeit verfügen, um ihre Aufgaben erfüllen 
zu können. 
 
Bei der Gesellschafterversammlung verbleiben im wesentlichen die ihr per Gesetz zwin-
gend vorbehaltenen Aufgaben und die ihr aus Zweckmäßigkeitsgründen vorbehalten 
bleiben sollten. Auch alle Entscheidungen die der Kreistag zu treffen hat, sind der Ge-
sellschafterversammlung vorbehalten und nicht dem Aufsichtsrat.  
 
Gemäß § 29 Abs. 2 Nr. 24 ist der Kreistag für Entscheidungen zur Änderung des Ge-
schäftszweckes seiner Beteiligungen zuständig. Mit der Neufassung des 
Gesellschaftsvertrages erfolgt auch eine Änderung Gesellschaftszweckes.  
 
Gemäß § 110 Abs. 1  Nr. 1 der Gemeindeordnung bedarf die Erweiterung des Unter-
nehmensgegenstandes der Genehmigung durch das Innenministerium. 
 
Anlage: Gesellschaftsvertrag der Dienstleistungs- und Service GmbH 





















Landkreis Uckermark      Prenzlau, den 14.06.04 
Der Landrat 
 
 
 
Drucksachenänderung  
 
Gesellschaftsvertrag der „Uckermärkischen Abfallentsorgungs- und verwer-
tungsgesellschaft mbH“ einschließlich Änderung der Firma in „Uckermärki-
sche Dienstleistungs- und Service GmbH“ 
(Beschlussvorlage: DS-Nr. 106/2004) 
 
Aufgrund der Beratung und der Beschlussempfehlungen in der Sitzung des Finanz- 
und Rechnungsprüfungsausschusses am 10.06.2004 werden folgende Änderungen 
vorgeschlagen: 
 
§ 9 Vorsitz, Einberufung und Beschlussfassung des Aufsichtsrates 
 
Abs. 2 wird wie folgt gefasst (Änderungen fett): 
„Der Aufsichtsrat wird vom Vorsitzenden einberufen, sooft es die Geschäfte erfor-
dern. 
Weiterhin ist der Aufsichtsrat  einzuberufen, wenn es von mindestens einem 
Drittel der Aufsichtsratsmitglieder, vom Gesellschafter oder der Geschäftsfüh-
rung  unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt wird.  
Die Aufsichtsratssitzungen werden von der Geschäftsführung vorbereitet. Der Auf-
sichtsrat tagt in der Regel vierteljährlich einmal.“  
 
§ 10 Aufgaben des Aufsichtsrates 
 
Abs. 4 Buchstabe a) wird wie folgt ergänzt: 
 
a) „und die Festsetzung von Prüfungsschwerpunkten“ 
 
Abs. 4 Buchstabe b) wird wie folgt ergänzt: 
 
b) „Die Abberufung der Geschäftsführer ist auf wichtige Gründe gem. § 38 Abs. 2 

GmbHG beschränkt.“ 
 
§ 12 Aufgaben der Gesellschafterversammlung 
 
wird wie folgt geändert: 
 
„Die Gesellschafterversammlung beschließt außer in den im Gesetz vorgesehenen 
Fällen über folgende Angelegenheiten:“ 
 
Die unter den  Buchstaben a) bis k) genannten Angelegenheiten bleiben unverändert 
 
 
 
 
Klemens Schmitz 


